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„Wir sind ein offenes Land“
UN-Versammlung: Macri will Flüchtlinge aufnehmen
Mauricio Macri bei der UN-Vollversammlung. (Foto: Presidencia)
Buenos Aires (AT/mc) - Argentinien ist bereit, Flüchtlinge aus Syrien oder dessen Anrainerstaaten aufzunehmen. Dies unterstrich Präsident Mauricio Macri bei seinem ersten Auftritt bei der UN-Vollversammlung. „Wir werden die Aufnahme von Flüchtlingen weiter ausdehnen und dabei Familien mit Kindern bevorzugen“, so der argentinische Staatschef am Dienstag in New York.
Macri führte aus, dass seine Regierung eine spezielle Arbeitsgruppe gebildet habe, damit die soziale Integration der Flüchtlinge gelinge und die nötigen Sicherheitsaspekte berücksichtigt würden. Je mehr die internationale Gemeinschaft Argentinien unterstütze, desto mehr Hilfe könne geleistet werden: „Wir können unsere Hilfskapazitäten in dem Maße ausbauen, wie die internationale Unterstützung auf finanziellem, technischem und logistischem Gebiet es uns erlaubt“, meinte Macri.
Der Präsident betonte, dass Argentinien in seiner 200-jährigen Geschichte immer ein Land gewesen sei, dessen Türen offen standen für Menschen, die ein besseres Leben suchten. „Es gibt in jedem Winkel meines Landes ein Stück der Welt“, lobte Macri die kulturelle Vielfältigkeit Argentiniens. Christen, Juden und Moslems lebten hier friedlich zusammen. „Wir sind eine Gesellschaft, die durch die Vielfältigkeit gewinnt. Wir sind eine offene Gesellschaft.“
Ein weiteres wichtiges Thema von Macris Rede waren die Malwinen, wo es bereits in der Vorwoche Zeichen der Annäherung zwischen Argentinien und Großbritannien gegeben hatte (wir berichteten).
Der Präsident rief die Briten zum Dialog über die Hoheitsrechte auf der entlegenen, seit 1833 britisch verwalteten Inselgruppe im Südatlantik auf. Macri erinnerte an die entsprechenden UN-Resolutionen, die Verhandlungen zwischen beiden Ländern fordern. Es gelte, auf freundschaftliche Weise eine Souveränitätskonflikt zu lösen, der seit fast zwei Jahrhunderten bestehe, so der Präsident. Er unterstrich das Interesse seiner Regierung an guten bilateralen Beziehungen zu Großbritannien. Dies sei für beide Seiten vorteilhaft. „Deswegen vertrauen wir darauf, dass Verhandlungen möglich sind und wir eine endgültige Lösung für diesen Dauerkonflikt finden“, formulierte Macri.
Der moderate Ton der Rede verfehlte offenbar seine Wirkung nicht: So berichtete Macri, die britische Premierministerin Theresa May habe ihm darin zugestimmt, dass man Gespräche führen müsse.
Bereits in der vergangenen Woche hatten die argentinische Außenministerin Susana Malcorra und ihr britischer Amtskollege Alan Duncan die Wiederaufnahme von Flügen zwischen Argentinien und den Inseln vereinbart.
Macri unterstützte die Ambitionen seiner Außenministerin, für die Nachfolge des scheidenden UN-Generalsekretär Ban Ki Moon zu kandidieren. Es wäre gut, wenn die UNO im 21. Jahrhundert von einer Frau geführt werde, sagte der Präsident, der sich auch allgemein für die Gleichberechtigung der Frau im sozialen, politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben aussprach.
Am Vortag war Macri an der New Yorker Börse zu Gast, wo er für Investitionen in Argentinien warb. Sein Land habe sich seit der Kirchner-Zeit gründlich gewandelt, versprach der Präsident seinen Zuhörern.
Argentinien
Herausforderung Integration
Konzepte zur Aufnahme der Flüchtlinge
Horacio García (M.) erläutert das Programm der Regierung. (Foto: mc)
Buenos Aires (AT/mc) - Die größte Herausforderung bei der Aufnahme von Flüchtlingen ist deren Integration in die Gesellschaft. Dies war der Tenor einer Pressekonferenz im Büro der Vereinten Nationen (UNO) in Buenos Aires, an der Repräsentanten von Behörden und Institutionen teilnahmen, die mit dem geplanten Zuzug von Menschen aus Syrien zu tun haben. Die Veranstaltung fand im Vorfeld der Reise von Präsident Mauricio Macri zur UN-Vollversammlung nach New York statt, wo der Staatschef noch einmal die Bereitschaft seines Landes unterstrich, Flüchtlinge aus dem Nahen Osten in Argentinien willkommen zu heißen (siehe oben).
Für die Einwanderungsbehörde (migraciones) sprach deren Leiter Horacio García. Er führte aus, dass das größte Problem bei der Integration die Sprachbarriere sei. Von daher gelte, ausreichend Sprachkurse anzubieten. García erläuterte, dass seit Beginn des Krieges in Syrien im Jahr 2011 bereits 350 Flüchtlinge ins Land gekommen seien. Schon die Kirchner-Regierung brachte ein Aufnahmeprogramm auf den Weg. Dieses habe durch die aktuellen Ankündigungen von Macri, insgesamt 3000 Menschen aufzunehmen, nun frischen Wind erhalten. So seien alleine im zurückliegenden Monat zwischen 150 und 200 Asylanträge bei der Einwanderungsbehörde eingegangen, so García.
Ziel sei es, einen konstanten, aber allmählichen Zustrom von Flüchtlingen zu erreichen und eine massive Massenankunft zu vermeiden, meinte García. Zum Zwecke der Integration setze der Staat zudem auf private Mithilfe: Auf Personen oder Familien, die sich bereit erklären, Flüchtlinge bei sich aufzunehmen und ihnen zu helfen. Der Staat solle seinerseits dann dafür sorgen, dass die Neuankömmlinge unkomplizierte Aufenthaltsgenehmigungen erhalten sowie kostenfreien Zugang zum Bildungs- und Gesundheitssystem. Alles müsse dahin zielen, dass die Flüchtlinge möglichst schnell in Arbeit kommen: „Wir glauben, dass Arbeit der Schlüssel zur Integration in die Gesellschaft ist“, so García.
Weitere Teilnehmer der Podiumsgesprächs waren Diego Beltrand als Regionalleiter der Internationalen Organisation für Migration (IOM), Michele Manca di Nissa als Vertreter des UN-Flüchtlingskommissariats, Soledad Figueroa als Vertreterin der nationalen Flüchtlingskommission (Conade) sowie Alejandro Daneri, der Chef der hiesigen Kommission für die UN-Blauhelmeinsätze.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Cyanid-Auslauf
In einem Tagebau des Bergbauunternehmens Barrick Gold in der Provinz San Juan ist zum zweiten Mal innerhalb eines Jahres Cyanid ausgelaufen. Die Regierung des Gliedstaats ordnete die vorläufige Einstellung der Arbeit an der Mine Veladero an, wie Barrick Gold vor wenigen Tagen mitteilte. Eine 18-Zoll-Leitung sei vor einer Woche durch ein bergab rollendes Eisstück beschädigt worden. Die „geringe Menge“ entwichener Flüssigkeit habe keinen offenen Wasserlauf erreicht, versicherte das Unternehmen. Der Schaden sei bereits repariert worden. Der Gouverneur Sergio Uñac entsandte seinen Bergwerkminister zum Tagebau, um das Ausmaß des Umweltschadens festzustellen. In der naheliegenden Stadt Jáchal kam es zu Protesten gegen den Tagebau. Barrick Gold war wegen des Auslaufens vor einem Jahr von einer Million Liter mit Cyanid belasteten Wassers eine Geldstrafe von umgerechnet knapp neun Millionen Euro auferlegt worden.
Immer mehr Subte-Fahrer
Immer mehr Menschen fahren in Buenos Aires mit der U-Bahn (Subte). In den vergangenen drei Jahren nahm die Zahl der Passagiere um rund 20 Prozent zu. Dies geht aus Zahlen hervor, die das staatliche U-Bahn-Unternehmen SBASE und die Betreiberfirma „Metrovías“ jetzt veröffentlichten. Demnach reisten im vorigen August 1.201.876 Fahrgäste mit der U-Bahn, während es im Vergleichsmonat 2013 lediglich 1.001.142 waren. Die Linien, die derzeit am meisten genutzt werden, sind die Linien D und B mit 340.000 bzw. 330.000 Fahrgästen pro Tag gefolgt von den Linien A (220.000), C (180.000), H (130.000) und E (85.000). Ein Grund für die Zunahme der Fahrgastzahlen ist der Umstand, dass in den letzten Jahren acht neue Stationen eingeweiht wurden. Die Linie H, die jetzt über Übergänge zu vier anderen Linien verfügt, hat ihre Passagierzahlen vervierfacht. Ein anderer Grund ist darin zu sehen, dass der Fahrpreis von 4,50 Pesos seit März 2014 eingefroren ist. Die von den Betreibern angestrebte Erhöhung auf 7,50 Pesos wurde zuletzt von der Justiz gebremst. Das zugenommene Fahrgastaufkommen hat indes auch zu zahlreichen Beschwerden über zu volle Waggons geführt.
Schweizer Ausstellungen
Die Schweizer Botschaft engagiert sich derzeit bei zwei Ausstellungen in Córdoba. Ab dem kommenden Dienstag (27. September) ist in der Rechtsfakultät der Nationaluniversität die Schau „Moderne Demokratie“ zu sehen, bei der Instrumente direkter Demokratie in der Schweiz und Argentinien vorgestellt werden. Am Dienstag ab 18 Uhr wird Botschafter Hanspeter Mock im „Salón Vélez Sársfield“ zur Einführung über das politische System der Eidgenossenschaft referieren. Die Ausstellung läuft bis zum 4. Oktober. Ebenfalls in Córdoba gibt es ab kommenden Mittwoch (28. September) eine Schau über den neuen St. Gotthard-Tunnel, den längsten Eisenbahntunnel der Welt. Sie wird bis zum 5. Oktober in der Fakultät für Ingenieurswissenschaften der Katholischen Universität gezeigt. Auch hier wird Botschafter Mock am Mittwoch (15 Uhr) in der Bibliothek „Jean Sonet“ einige einleitende Worte sprechen.
Milani vorgeladen
General César Milani muss zum Verhör vor Gericht antreten. Bundesrichter Daniel Rafecas zitierte den einstigen Heereschef von Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner für den 18. Oktober vor das Bundesgericht Comodoro Py. Milani soll dabei erklären, wie er sich ein 1150 Quadratmeter großes Anwesen in La Horqueta (San Isidro) für rund eine Million Dollar leisten konnte. Im Fall Lázaro Báez bestätigte die Justiz derweil das Verfügungsverbot über das Vermögen. Betroffen sind rund 80 Immobilien und 20 Firmenbeteiligungen des Bauunternehmers, der derzeit in Untersuchungshaft sitzt. Báez wird Korruption in großem Stil vorgeworfen (wir berichteten).
Michetti im Zwielicht
Vizepräsidentin Gabriela Michetti hat offiziell die Einstellung des aktuellen Gerichtsverfahrens gegen ihre Person gefordert. Eine entsprechende Eingabe machte Macris Stellvertreterin vor wenigen Tagen beim zuständigen Richter Ariel Lijo. Bei dem Verfahren wird untersucht, woher das Bargeld (245.000 Pesos und 50.000 Dollar) stammte, das im November vorigen Jahres aus dem Haus der Politikerin geklaut worden war. Michettis Putzfrau hatte vor Gericht erklärt, dass ihre Arbeitgeberin in unregelmäßigen Abständen in Tüchern eingewickelte Umschläge mit Geld aus dem Kleiderschrank geholt habe. Die Justiz prüft die Frage, weshalb Michetti so große Bargeldmengen in ihrem Haus hortete und woher die Gelder kamen. Die Vizepräsidentin erklärte nun, dass es sich bei den Dollars um eine Leihgabe von ihrem Lebensgefährten Juan Tonelli Banfi gehandelt habe. Die entwendeten 245.000 Pesos seien zu einem großen Teil Spenden für die Sozialorganisation SUMA gewesen. Michetti argumentierte, es sei überhaupt nicht klar, wessen man sie überhaupt bezichtige. Zur Untermauerung ihrer Erklärungen bot sie zudem prominente Zeugen wie Modernisierungsminister Andrés Ibarra und den Medienbeauftragten der Regierung, Hernán Lombardi, auf. (AT/mc/dpa)
Meinung
Malwinenstreit
Seit 1833 streiten sich Argentinien und Großbritannien um die Malwineninseln, Englisch genannt Falklands. In den beiden Inseln im Süddatlantik regierte damals der von Buenos Aires ernannte Gouverneur Luis Vernet, den die englische Marine nach Montevideo transportierte, ebenso wie es 1982 mit dem britischen Statthalter geschah. Seit damals bestätigt Argentinien seinen Anspruch auf die Inseln mindestens alle zehn Jahre, um einer Verjährung vorzubeugen.
Nachdem die damalige Militärregierung am 2. April 1982 überraschend beschloss, die Malwinen zu besetzen und die britische konservative Premierministerin Margaret Thatcher zur Rückeroberung der Inseln eine Kriegsflotte abordnete, kam es zu einem Krieg, der jedoch nie formell erklärt wurde. Die argentinischen Militärkräfte unterlagen den besser ausgerüsteten Briten und ergaben sich Mitte Juni. Nahezu tausend argeninische und britische Soldaten kamen ums Leben, die meisten bei der Versenkung des Kriegsschiffes “General Belgrano” außerhalb der von London bestimmten Sperrzone um die Inseln. In der Ortschaft Darwin auf einer Insel wurden zahreiche Soldaten begraben, deren Identität nicht bekannt ist.
Der Konflikt hat selbstverständlich die Beziehungen zwischen Argentinien und Großbritannien schwer belastet. Die britische Regerung weigert sich seither, Verhandlungen über den Konflikt aufzunehmen, obwohl die Vereinten Nationen 1965 beide Regierungen aufgefordert haben, den Konflikt in bilateralen Verhandlungen zu lösen.
Dieser Tage haben sich Präsident Mauricio Macri und seine Außenministerin Susana Malcorra mit der neu ernannten Premierministerin Theresa Day und deren Außenminister in London getroffen, ohne freilich direkt über die Hoheit der Inseln zu verhandeln. Der Präsident hat nachher wie alle seine Vorgänger auf der Generalkonferenz der UN in New York zum Thema Stellung genommen, nachdem er vor seiner Abreise klipp und klar den argentinischen Anspruch auf die Inseln bestätigt hatte.
Neu in den Beziehungen war dieser Tage die Ankündigung, dass der Luftverkehr mit den Inseln demnächst wieder von Argentinien aus aufgenommen werden wird. Bisher konnte diese Verbindung nur von Südchile aus stattfinden, künftig aus Buenos Aires oder Comodoro Rivadavia. Die staatliche Fluglinie “Aerolíneas Argentinas” soll die Flüge verrichten. Diese Regierungsentscheidung ist für die Einwohner der Inseln besonders wichtig. Sie werden somit wie vor dem Konflikt nach Argentinien fliegen können, Verwandte oder Freunde besuchen, im Britischen Hospital oder sonstwo gepflegt zu werden und mit frischem Gemüse, Obst, Fleisch oder anderen Genusswaren versorgt zu werden, deren Einfuhr aus anderen Quellen auf den Inseln zu teuer ist. Dadurch werden auch menschliche Beziehungen von Argentinierinnen und Inselbewohnern aufgebaut. Die Kirchnerregierungen hatten jeden Kontakt verboten. Der Souveränitätskonflikt bleibt freilich wie bisher, aber ansonsten gilt Tauwetter.
Meinung
Das Jahr der AfD
Von Stefan Kuhn
AfD-Sprecherin Frauke Petry. (Foto: AP)
Sie haben es wieder getan, die Wähler. Vergangenen Sonntag ist die rechtspopulistische Alternative für Deutschland (AfD) zum fünften Mal in diesem Jahr in ein Landesparlament eingezogen. Bei den Abgeordnetenhauswahlen in Berlin kam die Partei auf 14,2 Prozent der Stimmen. Wie schon vor zwei Wochen in Mecklenburg-Vorpommern hatte die AfD ihren Erfolg vor allem der Gruppe der bisherigen Nichtwähler zu verdanken. Auffällig ist auch, dass sie im Ostteil der Stadt (17 %) deutlich stärker ist als im Westen (12,1 %) war. Im Osten liegt sie fast vier Prozentpunkte vor der CDU.
2016 war eindeutig das Jahr der AfD: In Baden-Württemberg kam sie auf 15,1 Prozent und verdrängte die SPD vom dritten Platz. In Rheinland-Pfalz erreichten die Rechtspopulisten mit 12,6 Prozent ihr schlechtestes Ergebnis, ließen aber die FDP und die Grünen deutlich hinter sich. In Sachsen-Anhalt schlugen sie mit 24,3 Prozent Linke, SPD und Grüne und wurden zweitstärkste Partei. In Mecklenburg-Vorpommern überholte die AfD die CDU und ist hinter der SPD auf Platz zwei. Berlin war da keine Überraschung mehr. Die AfD schaffte eine Punktlandung auf das in den letzten Umfragen prognostizierte Ergebnis. Inzwischen sitzen die Rechten in 10 der 16 deutschen Landesparlamente.
Die eigentlichen Wahlgewinner sind aber die Linke und die FDP. Vor allem die FDP, die nach einem Jahrzehnt wieder ins Abgeordnetenhaus einzog und noch vor einem Jahr in den Umfragen gar nicht auftauchte, weil ihre Stimmenanteile so niedrig waren, dass sie statistisch nicht erfasst werden konnten. Die FDP hat vor allem der CDU in deren Westhochburgen Stimmen abgenommen. Die Liberalen kamen auf 6,7 Prozent. Die Linke erreichte 15,6 Prozent und lag damit knapp vor den Grünen. Im Osten wurden die Erben der SED mit 23,4 Prozent stärkste politische Kraft. Im Gegensatz zur FDP dürfte die Linke jedoch Regierungsverantwortung übernehmen. Abgesehen von einer SPD-geführten Koalition mit der Linken und den Grünen hätte nur Rot-Schwarz-Grün eine belastbare Mehrheit, denn SPD, CDU und FDP hätten nur eine Stimme Vorsprung und mit der AfD will keiner zusammenarbeiten.
Ein bisschen Wahlsieger ist auch die SPD. Sie hat zwar fast sieben Prozentpunkte verloren und ihr historisch schlechtestes Ergebnis in Berlin eingefahren, aber sie ist immer noch stärkste Partei und stellt auch künftig den Regierenden Bürgermeister. Ohne die Sozialdemokraten kann keine Regierung gebildet werden. Am schlimmsten hat es die CDU getroffen. Sie fiel unter die 20-Prozent-Marke und verliert wohl ihre Regierungsverantwortung. 17,6 Prozent sind ebenfalls das historisch schlechteste Ergebnis für die Berliner Christdemokraten.
Auffallend am Wahlergebnis ist, dass CDU, Linke, Grüne und AfD extrem eng beieinander liegen. Die Christdemokraten auf Rang zwei haben nur 3,5 Prozentpunkte Abstand zu den Rechtspopulisten (Rang 4). Auch der Abstand der SPD zur AfD ist mit 7,5 Prozentpunkten nicht gerade beruhigend. Bei den Wahlen vom Sonntag haben die Sozialdemokraten fast sieben verloren. Ein Unikum ist, dass alle fünf Parteien bei der Wahl Direktmandate gewonnen haben. Das heißt, ihre Kandidaten haben in den entsprechenden Wahlkreisen die meisten Stimmen bekommen. Große Volksparteien gibt es nicht mehr, nur kleinere Gruppierungen, die den Anspruch erheben, Volksparteien zu sein.
Obwohl bei der Wahl hauptsächlich kommunalpolitische Themen eine Rolle spielten, hat sie dennoch bundespolitische Bedeutung. Vor allem für die CDU und für die SPD. Beide Parteien haben in den letzten Landtagswahlen teils dramatische Verluste erlitten, und das macht nervös. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) steht wegen ihrer Flüchtlingspolitik seit fast einem Jahr unter dem Dauerbeschuss der bayrischen Schwesterpartei CSU. In den jüngsten bundesweiten Umfragen liegen die Unionsparteien zwischen 30 und 33 Prozent. Das sind acht bis elf Prozentpunkte weniger als bei den letzten Bundestagswahlen 2013.
Die Umfrageverluste der Sozialdemokraten sind mit zwei bis drei Prozentpunkten zwar weniger drastisch, aber die Partei liegt konstant unter ihrem Wahlergebnis von 2013. Dieses war mit 25,7 Prozent äußerst schwach. Insgesamt hat die große Koalition noch eine Mehrheit zwischen 52 und 56 Prozent. Es ist allerdings nicht unrealistisch, dass die AfD ihr Wahlziel, in einem Jahr Merkel und ihre Regierung zu stürzen, erreicht.
Einen Großteil Schuld an der Misere trägt auch der bayrische Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU). Vorwürfe, er habe die AfD erst groß gemacht, ihr mit seinen Attacken auf Merkels Flüchtlingspolitik eine Existenzberechtigung gegeben, sind vielleicht übertrieben. Es bringt allerdings wenig, Teile der AfD-Forderungen zu übernehmen. Auch in Bayern liegen die Rechtspopulisten in den letzten Umfragen bei etwa zehn Prozent.
Meinung
Randglossen
Präsident Mauricio Macri bemüht sich stets, die Außenpolitik Argentiniens in normale Bahnen zu leiten, im Gegensatz zu der Isolierung seiner Vorgänger, insbesondere Expräsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die stets gegen vermeintliche Feinde wetterte, seien diese angebliche Korporationen oder westliche Großmächte. Die Kehrtwende in der Außenpolitik zeigt Argentinien wie einst als normaler Partner, wie es im Malwinenkonflikt dieser Tage zum Ausruck kam, als Macri sich mit der neuen britischen Premierministerin Theresa Day zuerst in London an anschließend in New York anlässlich der jährlichen Generalkonferenz der Organisation der Vereinten Nationen traf. Die vorherige Abschottung Argentiniens von der westlichen Welt gehört der Geschichte an. Das Land ist wieder gleichwertiger Partner in der Welt.
Es gäbe eine Lösung, den Streit zwischen CDU und CSU, zwischen Bundeskanzlerin Angela Merkel und dem bayrischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer, ein für alle Mal zu beenden. Die CSU müsste ihre vier Jahrzehnte alte Drohung, sich aus der Fraktionsgemeinschaft mit der CDU zu verabschieden, endlich wahr machen. Sie würde bundesweit antreten und die Rolle der AfD einnehmen. Als CSU wäre sie im Gegensatz zu den Rechtspopulisten koalitionsfähig, natürlich nur mit der CDU und der FDP. In Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz hätte die CDU in solch einer Konstellation den Regierungschef bzw. die Regierungschefin ablösen können. Die Sache hat nur einen Haken. Wenn die CDU auch in Bayern antreten würde, müsste die CSU wohl die Macht mit ihr teilen. Das tut sie ungern.
Dass die CSU im außerbayrischen Deutschland uneingeschränkt die Rolle der AfD einnehmen könnte, ist natürlich eine Milchmädchenrechnung. Die Christsozialen müssten sich dabei schon gewaltig radikalisieren. Vor allem im Osten. Die 20 Prozent der Rechtspopulisten in Mecklenburg-Vorpommern oder die knapp 25 Prozent in Sachsen-Anhalt sind schließlich kein Pappenstiel. Vor allem, wenn man bedenkt, dass die AfD selbst im CSU-Stammland Bayern trotz Seehofer-Rhetorik in den Umfragen um die zehn Prozent erreicht. Abgesehen davon ist es auch nicht sicher, dass die dann noch mehr sozialdemokratisierte Merkel-CDU nicht Koalitionen mit SPD, Grünen und der FDP einem Bündnis mit den ewigen Quertreibern der CSU vorzieht. Der CDU-Altkanzler Helmut Kohl hat bekannt, dass er in seiner 16-jährigen Amtszeit mehr Schwierigkeiten mit der Schwesterpartei als mit der FDP hatte. Vielleicht wäre es für Merkel besser, der CSU zuvorzukommen und die Fraktionsgemeinschaft aufzukündigen. Auch ohne die Bayern hätten CDU und SPD eine deutliche Mehrheit.
Wirtschaft
IWF-Kontrolle der argentinischen Finanzen hat begonnen
Am Montag hat eine Gruppe von Fachleuten des Internationalen Währungsfonds, unter Leitung des Italieners Roberto Caldarelli, die Kontrolle der argentinischen Staatsfinanzen begonnen, die die Fondstatuten im Artikel IV als Routine für alle Mitglieder vorsehen. Es handelt sich dabei nur um eine Ermittlung des effektiven Zustandes, wobei auch Probleme aufgezeigt werden und beiläufig der Regierung und besonders dem Finanzminister und dem ZB-Präsidenten Rat erteilt wird. Solange Argentinien keinen Kredit im Rahmen eines Standby-Abkommens vom Fonds aufnimmt, übernimmt das Land keine Verpflichtung. Gegenwärtig braucht Argentinien keinen Fonds-Kredit. Dennoch hat der Bericht des IWF, der in der intrnationalen Finanzwelt beachtet wird, Einfluss auf die Entscheidungen der Regierung. Für den Finazminister bietet sich dabei die Möglichkeit, die Schuld für harte Massnahmen auf den IWF abzuschieben.
Mitte 2005 hat Präsident Néstor Kirchner eine Schuld von fast u$s 10 Mrd. gegenüber dem IWF, die in bequemen Raten und zu einem niedrigen Zinssatz amortisiert wurde, auf einmal gezahlt und danach auch die Kontrolle nicht zugelassen, die Artikel IV vorsieht. Argentinien ist damals zwar nicht aus dem IWF ausgetreten, war jedoch nur formell dabei.
Diese rein politisch bedingte Entscheidung von NK ist dem Land sehr teuer zu stehen gekommen. Einmal nahm der argentinische Staat kurz danach einen Kredit von Venezuela auf, der zu 15% verzinst wurde. Hugo Chávez, der als guter Freund von Kirchner betrachtet wurde, benahm sich wie ein Wucherer. Das Ausbleiben der Kontrolle des IWF hat allgemein den Zugang zum internationalen Kreditmarkt gesperrt, und bei den dennoch gewährten Krediten den Zinssatz in die Höhe getrieben. All das hat direkt und indirekt Milliarden Dollar gekostet.
Der IWF wird dieses Mal auch die Arbeit des Statistischen Amtes untersuchen. Bestimmt kann er dabei einen Beitrag leisten, nachdem der Fonds auch auf diesem Gebiet viel Erfahrung hat. Es ist wichtig, dass er die neue Preisstatistik beglaubigt, die weitgehend verwendet wird, vom Staat und der Privatwirtschaft, so dass sie bei Verträgen nicht angefochten werden kann. Ebenfalls kann der IWF zur Statistik über das Bruttoinlandsprodukt beitragen. Doch hier geht es um mehr als die Bestätigung, dass die Zahlen nicht manipuliert werden. Es ist an der Zeit, die Methodologie gründlich zu revidieren, was zum letzten Mal Anfang der 90er Jahre auf Anweisung von Wirtschaftsminister Domingo Cavallo geschehen ist. Inzwischen hat die technologische Revolution tiefe Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur geschaffen, die mit der bestehenden Mehtodologie schlecht erfasst werden.
Doch das Grundproblem, das der Fonds unter die Lupe nehmen muss, besteht in den überhöhten Staatsausgaben, dem Defizit der Staatsfinanzen und seine Wirkung auf die monetäre Expansion. Auch wenn sich die Regierung in dieser Beziehung zu nichts verpflichten braucht, kommt guter Rat und ein unterschwelliger Druck, um harten Entscheidungen nicht aus dem Weg zu gehen, sehr gelegen.
Wirtschaft
Die argentinische Auslandsverschuldung
Das Statistische Amt (INDEC) gab bekannt, dass die gesamte argentinische öffentliche und private Verschuldung gegenüber ausländischen Gläubigern zum 30. Juni 2016 u$s 188,26 Mrd. betrug. Diese Zahl lässt sich jedoch laut INDEC-Direktor Jorge Todesca nicht mit den Zahlen für die vergangenen Quartale vergleichen, die das INDEC seinerzeit bekanntgegeben hat, weil bisher die Schulden nicht gebucht wurden, die auf diejenigen entfielen, die den Umschuldungsvorschlag von 2005 und 2010 nicht angenommen hatten, und als „Holdouts“ bezeichnet werden. Dieses Mal wurden auch diese Schulden aufgenommen. Ende des 1. Quartals betrug die Schuld u$s 163,24 Mrd. Wenn man jedoch die nicht berücksichtigten Schulden einbezieht, gelangt man auf u$s 184,3 Mrd., so dass die Zunahme im 2. Quartal fast u$s 4 Mrd. betrug.
Von der Gesamtschuld entfallen u$s 112,67 Mrd. auf den öffentlichen Bereich, einschliesslich ZB, aber ohne Auslandsschulden öffentlicher Banken, was eine Zunahme von 7,6% im 2. Quartal darstellt. Auf den privaten Bereich (einschliesslich staatlich kontrollierter Banken) entfallen u$s 75,59 Mrd.
Die Nettokapitaleinnahmen betrugen im 2. Quartal u$s 3,87 Mrd., Doch beim Staat (ohne Banken) waren es u$s 8,48 Mrd.,was sich durch die Unterbringung von Staatsbonds für u$s 16,4 Mrd. erklärt, mit denen an erster Stelle Schulden an Holdouts von u$s 9,3 Mrd. getilgt wurden. Ebenfalls wurden u$s 1,41 Mrd. an den Pariser Klub gezahlt. Die Provinzen brachten Bonds in Höhe von u$s 3,5 Mrd. im Ausland unter. Im privaten Bereich hat eine Abnahme von $ 4,61 Mrd. stattgefunden, was Rückzahlung von Schulden und Kapitalflucht einschliesst.
Die Leistungsbilanz weist im 2. Quartal ein Defizit von u$s 2,68 Mrd. auf, wobei u$s 2,66 Mrd. auf Zinszahlungen entfallen. Die Handelsbilanz weist in dieser Periode einen Überschuss von u$s 36 Mio. aus.
Der Staatssekretär für Finanzen, Luis Caputo, erklärte, die gesamte Staatsschuld werde Ende 2016 u$s 247 Mrd. erreichen, was 52,5% des Bruttoinlandsproduktes darstelle. Davon entfielen nur 25% des BIP auf Schulden gegenüber privaten Gläubigern und internationalen Finanzanstalten, was kein Problem darstelle. Ende 2017 werde diese Schuld auf 27,5% des BIP steigen, und Ende 2019 auf 32%. Caputo wies darauf hin, dass diese staatliche Verschuldung in Mexiko 55% des BIP betrage, in Uruguay 63% und in Brasilien 76%. In der Tat entfällt über die Hälfte der argentinischen Staatsschuld auf innerstaatliche Verschuldung, also des Schatzamtes mit der ZB, der ANSeS, der Banco Nación und auch mit anderen staatlichen Ämtern. Wenn man die Staatskasse vereinheitlichen würde, dann verschwinden diese Schulden, da Gläubiger und Schuldner gleich sind, nämlich der Staat. Doch auch ohne dies, bedeutet diese Schuld keine Gefahr der Zahlungsunfähigkeit, weil sie automatisch erneuert wird, so dass es sich schliesslich nur um ein Buchungsproblem innerhalb des staatlichen Bereichs handelt.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,40, gegen $ 15,27 eine Woche zuvor. Die Devisenreserven betrugen u$s 30,71 Mrd., gegen u$s 31,03 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 31.10.16 bei $ 15,53, zum 30.12.16 bei $ 16,09, zum 31.3.17 bei $ 16,85, zum 30,6.17 bei $ 17,55 und zum 31.8.17 bei $ 18,08. Der Kurs zum August 2017 enthält einen Jahreszinssatz von 20,54%.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires lag am Mittwoch um 4,89% über der Vorwoche, womit die Zunahme ab Ende Dezember 2015 auf 39,55% stieg.
***
Die argentinischen Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch eine allgemeine Hausse auf. Argentina 2019 verzeichnete +0,71%, Argentina 2021 +2,43%, Argentina 2016 +4,11%, Argentina 2046 +2,96% und Bonar 2024 +1,35%.
***
Gold wurde in Buenos Aures (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 280,02 je Gramm gehandelt, unverändert gegenüber der Vorwoche, und bei 24 Karat zu $ 400,03, ebenfalls unverändert.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 19.9.16 um 27,36%, und das monetäre Agregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg in der gleichen Periode um 18,90%. Die ZB hat weiter die monetäre Entwicklung unter Kontrolle, mit Expansionsraten, die unter der Inflation liegen.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 19.9.16 um 21,38% auf $ 1,37 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 19,15% auf $ 876,69 Mrd. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 59,06% auf u$s 16,16 Mrd., und die Dollarkredite um 99,26% auf u$s 8,05 Mrd.
***
Der landesweite Verbrauch von elektrischem Strom lag im August um 2,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, wobei Haushalte eine Zunahme von 2,2% verzeichnen, der Einzelhandel jedoch eine Abnahme von 6,5% und die Industrie eine von 5,9% ausweisen. Dies hat die Stiftung Fundelec ermittelt. Regional gesehen weist die Bundeshauptstadt und die 24 Bezirke der Umgebung eine Abnahme von 0,7% aus, während der Rest des Landes einen Rückgang von 3,1% verzeichnet.
***
Die Supermärkte weisen im Juli einen Umsatz von $ 25,13 Mrd. aus, 28,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. In 7 Monaten 2016 erreichte der Umsatz $ 173,3 Mrd. 27,7% über dem Vorjahr. Die Zunahme liegt in beiden Fällen unter der Inflation, was einen Mengenrückgang, aber auch einen Übergang auf billigere Produkte, zum Ausdruck bringt.
***
Der Index der Industrieproduktion, den das Wirtschaftsinstitut FIEL berechnet, lag im August um 4,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und um 4,9% über Juli 2016, wobei jedoch bei Berücksichtigung saisonaler Faktoren hier eine Abnahme von 0,8% stattfand. Die ersten 8 Monate 2016 lagen um 4,4% unter dem Vorjahr. Der Rückgang vom August war besonders betont bei der Kfz-Industrie (-13,2%), der Stahlindustrie (-13,5%), der Zigarettenindustrie (-11%), der Metallmechanik (-6,4%), und den Erdölraffinerien (-5,1%).
***
Die Regierung gab am Mittwoch ein Programm zur Modernisierung von 19 Flughäfen bekannt, für das $ 22 Mrd. bestimmt seien. Die Arbeit soll erst 2019 vollendet sein.
***
Das Schatzamt hat am Mittwoch die Zahlen über die Entwicklung der Staatsfinanzen im August bekanntgegeben. Das primäre Defizit (ohne Zinsen auf die Staatsschuld) erreichte $ 37,23 Mrd., doppelt zo viel wie im Vorjahr. Das sogenannte „finanzielle“ Defizit, bei dem Zinsen berücksichtigt werden, lag jedoch mit $ 1,27 Mrd. um 88% unter dem Vorjahr, was zeigt, dass sich die Last der Zinsen stark erhöht hat. Die laufenden Einnahmen lagen mit $ 127,29 Mrd. um 26,4% über dem Vorjahr, während die Ausgaben (einschliesslich Investitionen, aber ohne Zinsen) mit $ 164,52 Mrd. um 38,3% höher waren. Die Kapitalausgaben (die sich auf Staatsinvestitionen beziehen) stiegen im August gegenüber dem Vorjahr um 31%, nachdem sie in den Vormonaten stark gebremst worden waren, so dass sie in 8 Monaten 2016 um 0,3% unter dem Vorjahr lagen. Ebenfalls stiegen im August die Zahlungen für Subventionen öffentlicher Dienste und für Überweisungen an Provinzen (ausser der automatischen Beteiligungen an den Nationalsteuern) um 49,1%. Das ist eine direkte Folge der Annullierung der Tariferhöhungen beim Gas durch den Obersten Gerichtshof.
***
Laut einem Bericht der nationalen Agentur für Investitionen, sollen beim Seminar mit Unternehmern der Vorwoche, genannt „Mini-Davos“, von Seiten der Unternehmen Investitionsmöglichkeiten von insgesamt u$s 255 Mrd. vorgelegt worden sein. Davon entfallen u$s 130 Mrd. auf Energie und Bergbau, u$s 90 Mrd. auf Infrastruktur, u$s 25 Mrd. auf Landwirtschaft und mit ihr zusammenhängende Industrien, u$s 5 Mrd. auf Industrie und ebenfalls u$s 5 Mrd. auf Dienstleistungen und reine Technologie. Bei Energie und Infrastruktur ist nicht klar, inwiefern es sich um Investitionen oder Kredite handelt.
***
Im August 2016 wurden 139.631 gebrauchte Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge verkauft, 7,73% unter dem gleichen Vorjahresmonat, aber 10,89% mehr als im Juli 2016, berichtet die Kammer der Agenturen CCA (Cámara de Comercio Automotor). Die ersten 8 Monate 2016 liegen mit 981.007 Einheiten um 14,76% unter dem Vorjahr.
***
Die ZB hat die indexierte Werteinheit, die bei Hypothekarkrediten für Wohnungen und auch bei Depositen für diesen Zweck eingesetzt werden, von UVI („Unidad de vivienda“) auf UVA („Unidad de valor adquisitivo“) umgetauft. Die Indexierung erfolgt hier mit dem CER-Index, der auf der Grundlage des Indices der Konsumentenpreise berechnet wird, jeweils mit einer Woche Verschiebung. Mit UVI werden jetzt die Kredite und Depositen bezeichnet, die gemäss einem jüngsten Gesetz (eine Initiative von Senator Julio Cobos) geschaffen wurden, bei denen die Indexierung mit dem offiziellen Baukostenindex erfolgt.
***
Der EU-Gerichtshof hat Ende der Vorwoche den Antidumpingzoll abgeschafft, der im November 2013 für argentinisches Biodieselöl eingeführt worden war. Der Zollsatz für dieses Produkt lag in der EU zwischen 22% und 25,7%, zu dem dann noch der Strafzoll von E 217 bis E 246 je Tonne hinzukam. Das hat dazu geführt, dass kaum noch argentinisches Biodieselöl nach der EU exportiert wurde. Das Argument der EU fusste auf der Tatsache, dass Sojabohne einen Exportzoll von 35% hatte, was den internen Sojabohnenpreis in Argentinien entsprechend drückte, während das Sojaöl und das mit diesem hergestellte Biodieselöl diesen Exportzoll nicht zahlten, und ausserdem noch eine Rückvergütung erhielten. Dadurch wurde jedoch nur der Impòrtzoll ausgeglichen, den die EU auf Biodieselöl, aber nicht auf den Import von Sojabohne erhob. Es geht hier im Grunde um den Differenzialzoll, der in der EU zwischen bestimmten Industrieprodukten und dem Rohstoff, mit dem sie hergestellt werden, besteht. Das bezieht sich hier auf Sojaöl und Sojabohne, aber auch auf Rinderhäute und Leder u.s.w. Dies schädigt Argentinien bei vielen Produkten, wird jedoch nicht als Klage bei der Welthandelsorganisation vorgebracht.
***
Der Vizepräsident der Europäischen Investitionsbank, die von der EU-Leitung abhängt, Roman Escolano, teilte mit, dass die Bank beschlossen habe, wieder Kredite an Argentinien zu erteilen, besonders für kleine und mittlere Unternehmen, „weil diese am meisten Beschäftigung schaffen“. Zum letzten Mal hatte diese Bank 2002 einen Kredit an Argentinien erteilt.
***
Der Vizepräsident der Internationalen Finanzköperschaft, der Weltbankagentur für Kredite an Privatunternehmen, Dimitris Tsitsiragpos, erklärte, diese Finanzanstalt beabsichtige, ihre Kredite an Argentinien binnen 10 Monaten stark zu erhöhnen. Der Betrag der schon bestehenden Kredite beläuft sich auf u$s 1,7 Mrd., und jetzt sollen unmittelbar u$s 1,3 Mrd. hinzukommen. Es seien schon Kredite für Axion (die von der Bulgheroni-Familie übernommene Esso) organisiert worden, mit Mitwirkung von Banken, und jetzt wird ein Kredit für Telecom bearbeitet, der für die Einführung des 4G-Systems bei Mobiltelefonen bestimmt ist.
***
Das Schatzamt hat Ende der Vorwoche Schatzscheine für $ 13,43 Mrd. auf zwei Jahre zu 21,20% untergebracht. Zwei Wochen zuvor hatte das Schatzamt noch 22,75% bezahlt, wobei die Frist damals nur 18 Monate betrug. Gleichzeitig wurde ein Schatzschein in Dollar auf 119 Tage zu 3,06% für u$s 196 Mio. untergebracht.
***
Die Regierung hat anlässlich der Erläuterung zum Haushaltsprojekt für 2016 auch einige Richtlinien für eine beschränkte Reform der Gewinnsteuer bekanntgegeben. Einmal soll für 2017 das steuerfreie Minimum um 15% bis 17% erhöht werden. Das bedeutet somit, dass es im besten Fall, wenn das Inflationsziel von 17% eingehalten wird, real unverändert bleibt. Die Stufen der Progression sollen von jetzt 9% bis 35% auf 6% bis 40% gehen. Doch Präsident Macri hatte vorher schon die Erhöhung der Höchststufe auf 40% dementiert. Laut Minister Prat Gay wird jemand, der monatlich $ 80.000 verdient, nächstes Jahr weniger Gewinnsteuer zahlen als jetzt. Ob er jedoch effektiv weniger auf ein real gleiches Einkommen zahlt, hängt von der Inflation ab.
***
Die Subventionen für öffentliche Dienste erreichten in 8 Monaten 2016 $ 168,07 Mio., 5,9% über dem Vorjahr, teilt der Verband für Budgetstudien ASAP (Asociación Argentina de Presupuesto y Administración Financiera Pública) mit. Das bedeutet bei einer Inflation von ca. 40% einen starken realen Rückgang. Von der Gesamtsumme wurden $ 104,89 Mio. für den Energiebereich bestimmt, und $ 45,59 Mrd. für den öffentlichen Personentransport.
***
Das Studienzentrum des Spitzenverbandes der Industrie, die „Unión Industrial Argentina“ hat für Juli 2016 einen interanuellen Rückgang der industriellen Tätigkeit von 7% ermittelt, womit die ersten 7 Monate 2016 um 4,4% unter dem Vorjahr zu stehen kommen. Für das INDEC lag Juli um 7,9% unter dem Vorjahr, und für das Institut FIEL um 7,4%.
***
Finanzminister Alfonso Prat Gay erklärte in New York, der argentinische Staat werde 2017 zwischen u$s 10 Mrd. und u$s 15 Mrd. auf dem internationalen Finanzmarkt aufnehmen.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Airtes arbeitet an einer Berichtigung der Werte der Immobilien, auf die die provinzielle Steuer erhoben wird. Da die Werte zum letzten Mal 2005 festgesetzt wurden, sind die Erhöhungen sehr hoch, auch wenn dabei nur die Inflation berücksichtigt wird. Angeblich gibt es dabei Fälle von Zunahmen zwischen 1.000% und 2.000%. Dennoch liegen die Fiskalwerte auch mit den Erhöhungen weit unter dem Marktwert der Immobilien. Landwirte und auch Inhaber städtischer Immobilien befürchten, dass die Gemeinden dann auch die gleichen Werte bei ihren Gebühren verwenden. Das provinzielle Steueramt ARBA ist bei der Arbeit weit fortgeschritten, so dass die neuen Werte ab Anfang 2017 gelten können.
***
Der Weinumsatz auf dem Binnenmarkt lag in den ersten 7 Monaten 2016 um 10,5% unter dem Vorjahr, und der Export war um 7,5% geringer, erreichte dennoch u$s 429 Mio. Der Weinkonsum ist in Argentinien von bis zu 85 Liter Pro Kopf bis in die 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts auf unter 25 Liter gefallen. Wein wurde von Bier und alkoholfreien Getränken verdrängt. Der Konsumrückgang konzentriert sich jedoch auf gewöhnlichen Wein, und viel weniger auf Qualitätsweine.
***
Gemäss der bestehenden Reserven werden für die kommende Saison (Oktober bis April) 80 Tourismuskreuzer in Buenos Aires erwartet, mit ca. 280.000 Passagieren, von denen ein grosser Teil Brasilianer sind. Es ist die niedrigste Zahl seit 2014, als es 161 Kreutzer waren. Die Regierung will jedoch noch mehr Schiffe anziehen, indem einmal die Hafengebühr verringert wird, und dann auch der Stadtbesuch durch die Touristen vom Migrationsamt erleichtert wird.
***
Der Präsident des lokalen Bergbauunternehmens Barrick Gold, Kelvin Dushnisky, erklärte, die Tätigkeit im Gebiet von Veladero, Provinz San Juan, werde voraussichtlich in zwei Wochen wieder aufgenommen werden. Die Provinzregierung hatte eine Aufhebung verfügt, nachdem die Verschüttung einer Flüssikgeit mit Zyanid festgestellt wurde. Es gab jedoch keine Verseuchung von Flüssen und Untergrundwasser, so dass keine Gefahr für die Bevölkerung besteht, die ohnehin weit weg von der Mine wohnt. Auch die Provinzregierung hat ein Interesse, dass dieser grosse Bergbau wieder voll tätig ist, weil sie eine Gebühr von 3% auf den Wert des geförderten Erzes oder Metalles erhält. Es handelt sich vorwiegend um Kupfererz und Gold.
***
Bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag hat die ZB den Zinssatz um 0,5 Prozentpunkte bei 35 Tagen auf 26,75% gesenkt. Vor einigen Monaten waren es noch 38%. Die Offerten betrugen $ 78,24 Mrd., von denen $ 77,8 Mrd. angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 82,38 Mrd., so dass der Bestand um $ 4,58 Mrd. abnahm. Doch die ZB kaufte Lebac auf dem sekundären Markt für $ 10,72 Mrd., so dass eine Nettozunahme von $ 6,14 Mrd. stattfand. Die Zinsen gingen von 26,75% bei 35 Tagen schrittweise bis 24,07% für längere Fristen. Vom Gesamtbetrag entfielen $ 52,84 Mrd. auf 35 Tage, $ 10,62 Mrd. auf 63 Tage und 5,11 Mrd. auf 98 Tage. Die starke Konzentration auf kurzfristige Lebac, die in den letzten Monaten eingesetzt hat, weil für diese höhere Zinsen gezahlt werden (während früher die Zinsen für längere Fristen höher waren) hat dazu geführt, dass der Lebac-Bestand sehr kurzfristig geworden ist, was zu einer hohen wöchentlichen Ausgabe neuer Lebac zwingt, da sonst eine Verringerung des Bestandes stattfindet, die monetär stark expansiv wirkt.
***
Die Regierung hat durch Beschluss des Kabinettschefs die Ausgaben des Haushaltes für 2016 um $ 95,36 Mrd. erhöht, um die Zinsen, Amortisationen und Provisonen der Staatsschuld zu zahlen. Dieser Betrag war im ursprünglichen Budget nicht aufgenommen worden, einmal weil die Schuld gegenüber den Holdouts von der Regierung von CFK nicht anerkannt wurde, und dann, weil die Abwertung den Pesobetrag stark erhöht hat.
***
Nur 22% der Zahlungen aller Art werden in Argentinien über Internet vollzogen, gab der Präsident von MasterCard für Lateinamerika und die Karibik, Gilberto Caldart, bekannt. In Brasilien seien es 30%, in Chile 27%, in Kolumbien 13%, in Peru und Mexiko 12%. Wenn man die Inernetzahlungen jedoch auf den Betrag bezieht, dann steigt der Prozensatz in Argentinien, weil vornemlich Zahlungen höherer Beträge per Internet abgefertigt werden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Der französische Erdölkonzern Total hat am Freitag der Vorwoche das Gaslager Incahuasi in Bolivien in Betrieb genommen, in das es u$s 1,2 Mrd. investiert hat. Die Gasförderung beträgt am Anfang 5,2 Mio. cbm pro Tag, soll jedoch Ende September schon auf 7 Mio.cbm. steigen. Dieses Gas ist für Exporte nach Argentinien und Brasilien bestimmt. Wenn Bolivien jetzt mehr Gas nach Argentinien liefert, dann kann der Import von verflüssigtem Gas, das per Schiff importiert wird und gut doppelt so teuer wie das bolivianische ist, verringert werden. Das Gaslager Incahuasi ist eines der grössten von Bolivien. 2017 soll eventuell eine zweite Phase der Ausbeutung dieses Lagers eingeleitet werden. Präsident Evo Morales erklärte, Total habe u$s 800 Mio. für dies verpflichtet. Obwohl Total die Gasförderung auf diesem Gebiet kontrolliert und betreibt, besitzt die Firma nur 50% des Kapitals. 20% entfallen auf Gazprom (Russland), 20% auf Tecpetrol (von Techint, Argentinien) und 10% auf das bolivianische staatliche Erdölunternehmen YPFB.
***
In Costa Rica ist das grösste Wasserkraftwerk Mittelamerikas ans Netz gegangen. Der Staudamm Reventa im Osten des Landes verfügt über eine Kapazität von 305,5 MW und kann bis zu 525 000 Haushalte mit Strom versorgen. Er kostete u$s 1,34 Mrd. Die vier Francis-Turbinen des Kraftwerks wurden von dem österreichischen Unternehmen Andritz Hydro geliefert. Costa Rica ist ein Vorreiter bei sauberer Energie. Im laufenden Jahr nutzte das mittelamerikanische Land bereits 161 Tage ausschliesslich Strom aus erneuerbaren Energiequellen. Bis 2021 will Costa Rica ganz ohne fossile Energieträger zur Stromgewinnung auskommen. (dpa)
***
Der brasilianische Erdöl- und Gaskonzern Petrobras muss im Zuge der wirtschaftlichen Krise und den Folgen eines Korruptionsskandals seine Investitionen stark zurückfahren. Das Unternehmen kündigte am Dienstag Kürzungen um rund 25 % an. Von 2017 bis 2021 sind nun Investitionen von rund u$s 74,1 Mrd. veranschlagt, rund ein Viertel weniger als in früheren Plänen. Der grösste Anteil soll in die Erschliessung neuer Erdöl- und Gasfelder und die Produktion fliessen. Petrobras fördert 2,79 Mio. Barrel Erdöl am Tag und und betreibt 16 Raffinerien. Der mit 78 470 Mitarbeitern grösste Konzern Brasiliens ist in 19 Ländern aktiv und betreibt auch rund 9000 Tankstellen. (dpa)
***
Geschäftsnachrichten
Pampa Energía
Dieses Unternehmen, kontrolliert von Marcelo Mindlin, das Kraftwerke, das Stromverteilungsunternehmen Edenor und jetzt auch die argentinische Filiale der brasilianischen Petrobras betreibt, befindet sich auf Expansionskurs. Bei der Auschreibung für neue Kraftwerke, die das Energieministerium im Juni 2016 vollzog, wurde Pampa Energía die Errichtung eines Kraftwerkes von 99 MW für ca. u$s 100 Mio. in Loma de la Lata, Neuquén, zugeteilt. Das Unternehmen hat dort schon ein Wärmekraftwerk. Jetzt hat die Firma über ihre Tochtergesellschaft Petrobras Argentina auch das ebenfalls zugeteilte Kraftwerksprojekt der spanischen Albares Renovables Argentina übernommen, um im Vorort Pilar ein Kraftwerk von 100 MW zu errichten. Beide neuen Kraftwerke sollen im August 2017 in Betrieb genommen werden. Pampa Energía betreibt schon jetzt Kraftwerke mit einer Gesamtkapazität von 3.443 MW.
YPF
Dieses staatlich kontrollierte Erdölunternehmen hat sich auch an der Ausschreibung vom Juni beteiligt, und dabei die Zuteilung für den Bau eines Kraftwerkes von 261 MW in Tucumán und eines weiteren in Neuquén erhalten. In der Vorwoche hat YPF jetzt ein weiteres Kraftwerk in Loma Campana, Neuquén, in Verbindung mit der US-Firma General Electric angekündigt, das eine Investition von u$s 350 Mio. darstellt. Anfang 2019 sollen die drei neuen Kraftwerke mit 480 MW zur nationalen Stromerzeugung beitragen.
Chemotécnica & FMC
Die lokale Firma Chemotécnica hat zusammen mit der US-Firma FMC zwei neue Fabriken für Vertilgung von Unkraut, Pilzen und Insekten im südlichen Vorort Carlos Spegazzini in Betrieb genommen, Es handelt sich um eine Investition von $ 60 Mio., und das Gelände hat eine Fläche von 1.600 qm. Es ist vorgesehen zunächst 800.000 Jato von flüssigen konzentrierten Produkten zu erzeugen, die für den Schutz der Kulturen eingesetzt werden. Die Anlage für Unkrautvertilgungsmittel, die 1.000 qm bedeckt, wird besonders ein Produkt erzeugen, dass für widerstandfähges Unkraut eingesetzt wird und dabei eine bedeutende Kostenersparnis für den Landwirt herbeiführt. Die Anlage für Insektenvertilgungsmittel hat eine Fläche von 600 qm.
Chemotécnica wurde 1943 gegründet, und widmet sich sowohl der Pharmaindustrie wie der landwirtschaftlichen Chemie. Bei der Einweihung der neuen Fabrik war neben dem CEO der Firma, Alejandro Golfari, und dem Vizepräsidenten von FMC, Antino Zem auch der Unterstaatssekretär für Industrie der Provinzregierung von Buenos Aires, Agustín O´Reilly, anwesend.
PTP-Group
Dieser Konzern hat eine Investition von u$s 40 Mio. angekündigt, um eine Freihandelszone in Villa Constitución, an Parana-Fluss, zu errichten, die dazu bestimmt ist, Waren, die per Schiff aus Paraguay und Bolivien kommen, zu lagern und eventuell auf Überseeschiffe umzuladen. Die Freihandelszone unterscheidet sich von einem gewöhnlichen Zolllager dadurch, dass die Waren auch verarbeitet werden können, ohne vorher verzollt und mit lokalen Steuern belastet zu werden. Nur wenn die Ware dann für den internen Markt bestimmt ist, wird sie wie normale Importe behandelt. Der Präsident der Firma, Guillermo Misiano, erklärte, es werde auch Anlagen für Verarbeitung von Getreide und Sojabohne geben, so dass dann Mehl und Speiseöl direkt exportiert werden können.
Louis Dreyfus Co.
Im Rahmen des Investitionsforums, das in der Vorwoche in Buenos Aires stattgefunden hat, hat der CEO dieses französischen Konzerns, Gonzalo Ramirez Martiarena, Präsident Mauricio Macri und dem Investitionsberater des Präsidialamtes, Horacio Reyser, die Absicht mitgeteilt, entlang der Strecke der Belgrano-Frachteisenbahn, die von Buenos Aires und Rosario zum Norden und Nordwesten des Landes führt, Lagerhäuser für Getreide und Ölsaaten zu errichten. Die Inbetriebnahme dieser Eisenbahn, für die schon zahlreiche Lokomotiven und Waggons in China bestellt wurden, schreitet auch mit der Erneuerung der Schienen voran. Ramirez Martiarena erklärte Macri, dass diese Eisenbahn die Frachtraten verbilligen sollte, was dann den Anbau von Sojabohne in Gebieten des Nordwestens begünstigt, was zu einer Erweiterung der Saatfläche führen dürfte. Ebenfalls teilte der Leiter von Dreyfus dem Präsidenten mit, dass die Firma an der Planung der Errichtung eines Hafens in Ramallo, Provinz Buenos Aires, arbeite, der zu denen hinzukommt, die das Unternehmen schon betreibt, einer in Timbúes und ein anderer in Lagos, beide in Santa Fé, und ein weiterer in Bahía Blanca.
General Electric
Der Vizepräsident von GE, zuständig für Inrastruktur, Finanzdienste, und Medien, John Rice, teilte Präsident Mauricio Macri in New York persönlich mit, dass die Firma u$s 10 Mrd. für Argentinien bis 2016 bereitstellen werde. Es handle sich dabei um eigene Investitionen und solche mit argentinischen Partnern und auch anderen. Der Prozess soll in vier Etappen erfolgen. Die erste, von u$s 1,2 Mrd., bezieht sich auf Wärmekraftwerke und auch auf Finanzierung von Flugzeugen für Aerolineas Argentinas. 7 Kraftwerke befänden sich schon in Bau, wobei auch Abkommen mit YPF unterzeichnet worden seien, um zwei Wärmekraftwerke mit Spitzentechnologie zu errichten. Insgesamt handelt es sich hier um einen Betrag von u$s 900 Mio. für eine Kapazität von einem Gigawatt, was um die 2.500 Arbeitsplätze schaffen werde. Hinzu kommen dann noch u$s 350 Mio. für Kraftwerke in Tucumán und Neuquén. Was Luftfahrt betrifft, so hat GE u$s 280 Mio. für den Kauf von vier Airbus 330-200 und drei Boeing 737-800 bereitgestellt.
GE beschäftigt schon in Argentinien 1.900 Personen, hat zwei Fabriken für Pumpen für Erdöl in Chubut und eine für chemische Produkte für Wasserbehandlung in Pilar. Doch das Hauptgeschäft besteht in der Lieferung von importierten Anlagen für Kraftwerke und Spitzentechnologie für den Strombereich.
Honda Motor Argentina
Diese japanische Firma hat letzte Woche die lokale Herstellung ihres Motorrades Nummer 700.000 gefeiert (Modell CB19OR). Honda betreibt eine Fabrik von 68.000 qm. auf einem Gelände von 142 ha an Strasse 6, wo Motorräder und auch Automobile erzeugt werden.
McDonald´s
Am 27. September feiert diese Fast-food-Kette den Tag der offenen Türen. In den Lokalen im Bezirk Nuñez, auf der Avenida del Libertador 7112, und Puerto Madero, Alicia Moreau de Justo 1190, wird den Besuchern die Möglichkeit geboten, die Küche zu besuchen, und zu sehen wie die Hamburger gefertigt und serviert werden.
Mercedes Benz
Diese Unternehmen hat jetzt in Argentinien das Nutzfahrzeug Vision Van vorgestellt, das vornehmlich für den Warenvertrieb in Städten gedacht ist und dabei ein voll interkonektiertes System verwendet. Der Laderaum ist voll automatisiert, mit integrierten Dronen und Verbindung des Fahrzeuges mit Dritten. Die Effizienz bei der Warenverteilung steigt dabei um ca. 50%.
Wirtschaftsübersicht
Verstärkte deutsche Präsenz in Argentinien
In der Vorwoche wurden zwei Entscheidungen deutscher Unternehmen bekannt, die eine stark erweiterte deutsche Präsenz in Argentinien bedeuten: an erster Stelle steht die in einem Abkommen mit der Regierung verbriefte Ankündigung von Siemens, bis 2020 E 5 Mrd. bereitzustellen, zum Teil für eigene Investitionen des Unternehmens, und zum allergrössten Teil in Form von Krediten für Finanzierung staatlicher Projekte, besonders Kraftwerke. Dass der deutsche Vizekanzler, Sigmar Gabriel, anwesend war, der speziell für dieses Ereignis nach Argentinien gereist war, zeugt von der Bedeutung, die die deutsche Regierung diesem Fall verleiht, und stellt ein Vertrauensvotum für Argentnien dar, das seine Wirkung auf andere deutsche Unternehmen nicht verfehlen dürfte.
Hinzu kommt zur gleichen Zeit die Meldung über den Abschluss des Kaufes der US-Firma Monsanto durch Bayer für u$s 66 Mrd., womit Bayer weltweit auf den ersten Platz bei der Agrarchemie aufsteigt. Monsanto ist auch in Argentinien auf dem Gebiet der genetisch veränderten Samen und der Chemie für die Landwirtschaft intensiv tätig, der Bereich, der die Grundsäule der argentinischen Wirtschaft darstellt. Mit dieser Übernahme erhält Bayer, die auf dem Pharmamarkt schon an erster Stelle im Land steht, auch in Argentinien eine neue Dimension, wobei sich dabei auch Synergien bei der Agrarchemie ergeben.
In den 90er Jahren hat Deutschland bei der grossen Privatisierungsrunde Argentiniens nicht mitgemacht, und auch sonst wenig im Land investiert, weil dies mit der Wiedervereinigung und dem Zusammenbruch der Sowjetunion zusammenfiel. Beides stellte für die deutschen Unternehmen eine grosse Herausforderung dar, die hohe Investitionen und eine Erweiterung der wirtschaftlichen Beziehungen bedeutete. Die Bundesrepublik musste als allererstes die Eingliederung der DDR verkraften, die wirtschaftlich stark zurückgeblieben war, und so schnell wie möglich dem Westen halbwegs angeglichen werden sollte. Das erforderte für den Staat und die deutschen Unternehmen eine grosse Anstrengung, die andere Auslandsinvestitionen behinderte. Ebenfalls boten sich Möglichkeiten für Geschäfte und Investitionen in den neuen Staaten, die aus dem Zerfall der Sowjetunion hervorgegangen waren, und auch aus dem verstärkten Übergang zur Marktwirtschaft bei den Satellitenstaaten. Deutschland blickte damals nach Osten und nicht nach Süden. Ebenfalls hatte China in den 90er Jahren die grosse wirtschaftliche Wandlung eingeleitet, die mit einem phänomenalen Wachstum begleitet war, und auch deutschen Unternehmen die Chance bot, in diesem Riesenmarkt Fuss zu fassen, die viele genutzt haben.
Jetzt liegt der Fall ganz anders: die Probleme der 90er Jahre sind weitgehend überwunden, China entwickelt sich normal und die dort angesiedelten deutschen Firmen erwirtschaften Gewinne. Deutschland verfügt über viel Kapital und billige finanzielle Mittel, und sucht Investitionsmöglichkeiten und neue Geschäfte. Argentinien braucht bestimmte Investitionen und, vor allem, viel Technologie, und Deutschland ist in der Lage, auf diesen Gebieten einen wesentlichen Beitrag zu leisten. In den beiden genannten Fällen, Siemens und Bayer, steht Technologie im Vordergrund.
Wenn es in Argentinien, wie zu erwarten, aufwärts geht, dann braucht das Land auch moderne Maschinen, wobei Deutschland auf diesem Gebiet weltweit führend ist. Deutschland liefert hier an erster Stelle Technologie, also Maschinen mit hoher Leistungsfähigkeit und weitgehender Automatisierung. Argentinien ist kein Billiglohnland, und muss deshalb, vor allem bei grossen Industriebetrieben, kapitalintensiver und technologisch fortgeschrittener werden. Und auch bei der Landwirtschaft u.a. Bereichen steht heute Technologie im Vordergrund.
Argentinien ist, im Gegensatz zu vielen anderen Ländern, in der Lage, die neue Technologie voll aufzunehmen. Die Bevölkerung hat eine allgemeine Schulausbildung, es gibt kaum Analphabeten, und viele junge Menschen weisen nicht nur die notwendige Ausbildung auf hochtechnologischen Gebieten auf, besonders der Informatik, mit allem was dazugehört, sondern sie zeigen dabei ein besonderes Talent. Das hat auch dazu geführt, dass viele gut ausgebildete Argentinier ausgewandert sind, und dann in den USA u.a Ländern eine gute Karriere machten. Somit besteht von der menschlichen Seite kein Hindernis, um die gleiche Technologie wie in Deutschland einzuführen, wobei dann auch den technologisch begabten und ausgebildeten jungen Menschen die Gelegenheit geboten wird, im Land zu bleiben. Und eventuell kommen auch viele, die ausgewandert sind, zurück. Wenn wir hier noch einen Schritt weiter gehen, so sollte die Bundesrepublik dem argentinischen Staat helfen, das deutsche Dual-System einzuführen, das Studium mit privater Praxis in Betrieben verbindet und ausgebildete Arbeitskräfte und besonders Fachleute schafft.
Kehren wir nun zurück zum Fall Siemens. Die Firma hat eine langjährige Beziehung zu Argentinien, die auf über ein Jahrhundert zurückgeht, und hat schon viel zur wirtschaftlichen Entwicklung des Landes beigetragen. In der Nachkriegszeit hatte die Firma hier auch eine grosse Telefonfabrik, die in den 90er Jahren aufgegeben wurde. Das erste Atomkraftwerk in Argentinien, Atucha I, wurde von Siemens errichtet, und später wurde auch ein weiteres, Atucha II, Siemens zugeschlagen, wobei die Errichtung des Werkes dann während vieler Jahre unterbrochen wurde und Siemens kurz danach in Deutschland aus der Kernkrafttechnologie ausstieg. Als die Fertigstellung vor einigen Jahren wieder aufgenommen wurde, hat Siemens auch beratend dazu beigetragen, was wesentlich war. Siemens hat auch bei der Ausstellung der neuen Personalausweise (DNI) mitgewirkt. Dies wurde jedoch schon unter der Regierung von Präsident Fernando de la Rúa unterbrochen. Doch schliesslich wurde die Arbeit unter staatlicher Regie und bei Verwendung der von Siemens für diesen Zweck eingerichteten Anlagen unter der Regierung von Cristina Kirchner vollendet. Siemens hat auch 5 der 6 Wärmekraftwerke mit kombiniertem Zyklus errichtet, die im letzten Jahrzehnt in Argentinien gebaut wurden. Siemens hat ebenfalls die Technologie für die Signale der neuen U-Bahnlinie “H” geliefert, die es den Zügen erlaubt, in kürzeren Abständen zu fahren. Ebenfalls hat Siemens eine Technologie entwickelt, mit der der Stromverbrauch drastisch verringert wird, ohne eine geringere Leistung, und kann dabei bedeutende Erfolge in Deutschland vorzeigen. Für Argentinien ist dies jetzt besonders wichtig. Siemens ist heute im Energiebereich und auch auf anderen Gebieten mit Spitzentechnologie präsent.
Die grosse Konferenz, die in der Vorwoche in Buenos Aires stattfand, genannt “mini-Davos”, bei der eine grosse Anzahl von Spitzenmanagern multinationaler Unternehmen anwesend war, war als Symbol für die Rückkehr Argentiniens in die Welt von grosser Bedeutung. In Deutschland wird seit vielen Jahren kaum über Argentinien berichtet. Nach dem Default von 2001/02 und dem systematischen Vertragsbruch unter der Regierung von Duhalde, der unter den Kirchners ins Extrem geführt wurde, wurde Argentinien als ein besonders problematischer Sonderfall bei Seite gelassen und mit Sorge beobachtet. Präsident Mauricio Macri bemüht sich jetzt, auch diese schwere Erbschaft zu überwinden, und zwei deutsche Grossunternehmen haben ihm dabei eine grosse Hilfe geleistet. Nebenbei bemerkt: auch wir, “Argentinisches Tageblatt”, leisten einen wesentlichen Beitrag in diesem Sinn, besonders was Deutschland, Österreich und die Schweiz betrifft, wo wir mit der Internet-Ausgabe präsent sind und eine Information und Analyse über Wirtschaft bieten, die sonst in deutscher Sprache nicht verfügbar ist, und auch auf spanisch nicht in dieser leicht verständlichen Form.
Wirtschaftsübersicht
Ein Haushaltsgesetz für 2017 mit vielen Fragezeichen
Die Regierung hat das Gesetzesprojekt über den Staatshaushalt für 2017 in der Vorwoche im Kongress eingebracht, und dabei den gesetzlich festgesetzten Termin vom 15. September beachtet. Auch dieses Mal wird das Projekt durch die bestehende Inflation in Frage gestellt. Die Regierung geht von einer Inflation von 17% aus, was sich auf den Durchschnitt des Indices der Konsumtenpreise für 2017, bezogen auf den Durchschnitt für 2016 bezieht. Es bestehen grosse Zweifel, dass dies erreicht werden kann. Bei höherer Inflation werden die Staatsausgaben schrittweise erhöht, wobei gemäss der weiter bestehenden gesetzlichen Regelung, das Amt des Kabinettschefs entscheidet, wie viel die einzelnen Bereiche zusätzlich erhalten. Dies verfälscht den Sinn des Budgets, da dabei die Exekutive und nicht das Parlament über die Staatsausgaben bestimmt. Im Wesen werden dabei einzelne Staatsausgaben von Fall zu Fall genehmigt, und zwar in der Regel so, dass der Nationalstaat weiter funktionieren kann. Kabinettschef Marcos Peña wies beiläufig darauf hin, dass die Regierung die Aufblähung und Änderung des Haushaltsgesetzes in Grenzen halten werde. Auch hier wolle er eine Differenz zwischen der Regierung von Macri und der von CFK zeigen.
In Inflationszeiten müsste der Staatshaushalt in Pesos vom Vorjahr aufgestellt werden, und dann periodisch, etwa vierteljährlich, indexiert werden. Dann bräuchte das Budget nur ausnahmsweise korrigiert zu werden. Doch keine Regierung traut sich, ein System einzuführen, das die Inflation als Tatsache hinnimmt. Denn dies würde als Signal gedeutet, dass die Inflation nicht bekämpft würde, mit der Gefahr, dass sie dann schliesslich noch mehr in die Höhe getrieben wird. Die Heuchelei über die Abnahme des Inflationsrhythmus gehört in Argentinien zum System.
Die Grundlagen
Das Haushaltsprojekt fusst auf folgenden Voraussetzungen für das Jahr 2017:
- Inflation: 17%
- Zunahme des Bruttoinlandsproduktes: 3,5%
- Primäres Defizit: 4,2% des BIP. Das Jahr 2016 soll mit 4,8% abschliessen (wesentlich mehr als die im Haushaltsgesetz für 2016 vorgesehenen 3,3%), so dass es 2017 etwas weniger wäre.
- Zunahme der Steuereinnahmen: 26,8%.
- Zunahme der Staatsausgaben: +22,1% bei gesamten Ausgaben, 21,1% bei den laufenden Ausgaben und 32,1% bei den Kapitalausgaben (Staatsinvestitionen). Die Subventionen sollen gesenkt werden, besonders im Energiebereich um $ 50 Mio.
- Bei den Staatsinvestitionen steht der Belgrano-Plan im Vordergrund, dessen wichtigster Bestandteil die Erneuerung der Frachteisenbahn von Buenos Aires bis in die Nordwestprovinzen besteht. Zahlreiche Lokomotiven und Waggons wurden schon in China bestellt, und die Erneuerung der Schienen schreitet auch voran. Auch der Bau von Autobahnen und Überlandstrassen soll vorangetrieben werden: für das Strassenbauamt „Vialidad Nacional“ sind 46% mehr Mittel als 2016 vorgesehen. Bei öffentlichen Investitionen, und besonders bei Strassen, spielt auch der Umstand eine Rolle, dass die Kosten real 2017 niedriger als 2016 sind, weil die Projekte besser ausgearbeitet und die Bauzeiten verkürzt werden und ausserdem die gigantischen Überpreise der Kirchner-Regierungen verschwinden (Siehe Lázaro Báez u.a.).
- Die Gehälter der Staatsangestellten sollen den Staat 2017 26,2% mehr als 2016 kosten. Das sollte bedeuten, dass die Gehaltserhöhungen prozentual etwas höher liegen, und dies durch Abbau der Zahl der Beamten ausgeglichen wird. Doch wenn im staatlichen Bereich eine Gehaltserhöhung von über 26,2%, eventuell um die 30%, vorgesehen ist, dann dürfte sie im privaten Bereich auch nicht niedriger sein. Und dies ist mit einer Inflationsrate von 17% unvereinbar.
- Zunahme der Staatsschuld: 32,4% (gleich $ 247,63 Mrd.). Es ist vorgesehen, die innnerstaatliche Verschuldung (mit der ZB, der ANSeS, der Banco Nación u.a.) zu verringern, was eine Verlagerung der Staatsschuld auf Dollar mit sich bringt. Die Kirchners hatten genau umgekehrt gehandelt. Im Ausland soll der Staat u$s 43 Mrd. aufnehmen, der grösste Teil davon langfristig, wobei ein Teil davon die Amortisation bestehender Dollarschulden ersetzt.
- Durchschnittlicher Wechselkurs: $ 18 pro Dollar.
- Export: u$s 64,28 Mrd.
- Import: u$s 66,14 Mrd.
- Saldo der Handelsbilanz: - u$s 1,87 Mrd.
Das Defizit
Das echte Defizit, mit Zinsen auf die Staatsschuld, wird im Haushaltsprojekt mit $ 396,18 Mrd. veranschlagt, was 5,02% des BIP darstellt. Doch hier werden die Zuschüsse der ZB und der ANSeS von insgesamt $ 186,48 Mrd. (gleich 2,31% des BIP) als echte Einnahmen gebucht, obwohl sie es gewiss nicht sind. Denn der ZB-Gewinn, um den es dabei geht, ist rein buchmässig, weil er sich aus der Zunahme der in Pesos berechneten ZB-Reserven als Folge der Abwertung ergibt. Und der Gewinn des Sonderfonds der ANSeS ist für die Rentner und nicht für das Schatzamt bestimmt. Somit steigt das echte Defizit auf 7,33% des BIP, wobei man annehmen kann, dass die Staatsausgaben schliesslich höher ausfallen, was bestenfalls zum geringen Teil durch höhere Steuereinnahmen ausgeglichen wird. Das echte Staatsdefizit dürfte somit 2017 zwischen 8% und 10% des BIP liegen, was schwer zu verkraften ist.
Ein grosser Teil davon wird mit Krediten der Weltbank, der Interamerikanischen Entwicklungsbank, der Andenkörperschaft und Krediten von Handelsbanken für Finanzierung von Kapitalgütern gedeckt. Das erklärt, dass die Beanspruchung der ZB bei Deckung des Defizites sinkt. Doch auch die Aufnahme von Krediten im Ausland (zu denen noch die Kredite an lokale Privatunternehmen kommen) zwingt die ZB, den Überschuss zu kaufen, was zu einer entsprechenden Geldschöpfung führt. Das soll zum Teil durch das Defizit bei der Handelsbilanz ausgeglichen werden. In diesem Zusammehang dürfte die Importzunahme zur Hauptsache durch Kapitalgüterimporte bedingt sein, so dass man sich nicht über das Defizit aufregen sollte.
Schlussfolgerungen
Wenn die Inflation, wie zu erwarten, weit über den 17% liegt, die den Budgetzahlen zu Grunde liegt, dann finden beim Staatshaushalt effektive Änderungen statt. Einmal steigt dann das Defizit, und dann findet normalerweise auch eine Änderung der Zusammensetzung der Staatsausgaben statt. In einem Inflationsland wie Argentinien hat das Haushaltsgesetz nicht die gleiche Bedeutung wie in den USA, den EU-Staaten u.a mit stabiler Währung. Die Entscheidung über Staatsausgaben wird in Argentinien nur zum Teil im Budgetgesetz bestimmt, und liegt weitgehend bei der Exekutive, und besonders bei den für die Einzelbereiche zuständigen Beamten, die somit die Senkung der Ausgaben als eine ständige Tätigkeit betrachten sollten. Wichtiger als das Haushaltsgesetz ist in diesem Sinn, dass Präsident Mauricio Macri, Kabinettschef Marcos Peña, Finanzminister Alfonso Prat Gay und Innenminister Rogelio Frigerio Kriterien zur realen Senkung der Staatsausgaben anwenden und von den direkt für die Staatsausgaben verantwortlichen Beamten eine ständige Sparpolitik erfordern. In diesem Sinn spielt auch der Modernisierungsminister Andrés Ibarra eine wichtige Rolle.
Das Haushaltsprojekt für 2017 wurde gemäss der traditionellen Methode aufgestellt, die darin besteht, dass man den Ausgaben des Vorjahres, also 2016, ausgeht, kleinere Korrekturen macht und die Beträge gemäss der erwarteten Inflation berichtigt. Das bedeutet in der Praxis, dass die Struktur des Staates, so wie sie ist, grundsätzlich beibehalten wird. Und das ist, besonders jetzt, ein falscher Ausgangspunkt, da der Staat unter den Kirchners in einem Ausmass erweitert wurde, das die Wirtschaft erstickt. Schon vorher war der Staat unnötig gross. Man muss den Staat von Grund auf neu durchdenken und Strategien entwickeln, um ihn zu verkleidern und effizienter zu gestalten.
In diesem Sinn wäre es gut, wenn ab 2017 die Methode des Nullbudgets angewendet würde, die grundsätzlich darin besteht, dass nicht vom vorangehenden Haushalt ausgegangen wird, sondern von Null aus. Dabei werden in jedem Einzelbereich Prioritäten für die einzelnen Ausgaben aufgestellt, Möglichkeiten der Verringerung oder Abschaffung bestimmter Ausgaben untersucht, eventuell auch Privatisierungsmöglichkeiten. Es ist eine sehr komplexe Arbeit, die Mitwirkung von unabhängigen Experten erfordert, und nur schrittweise erfolgen kann, also zunächst nur in bestimmten Bereichen, und dann nach und nach in anderen.
Wenn dabei schliesslich Beamte übrig bleiben, die man nicht entlassen kann oder will, dann muss man sich bemühen, sie in Bereichen einzusetzen, wo sie etwas nützliches machen können. Es fehlen Krankenschwestern in den öffentlichen Hospitälter und allgemein Sozialassistenten, die armen Familien beistehen und auch Arbeitslosen helfen, sich wieder in den Arbeitsprozesse einzugliedern. Eine Schulung von Staatsangestellten für diese Tätigkeiten sollte dabei kein Problem sein.